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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

Am südöstlichen Siedlungsrand von Land-
stuhl, am Ende der Nardinistraße, angren-
zend zum St. Johannis Krankenhaus und 
Hospiz „Hildegard Jonghaus“, befindet sich 
eine bislang noch unbebaute Fläche, auf der 
nun ein Erweiterungsbau für das bestehen-
de Hospiz errichtet werden soll. 

Aufgrund der Lage bietet sich diese Fläche 
für den geplanten Erweiterungsbau an. Im 
Jahr 2013 wurden mit der Ergänzungs- 
satzung „Hospiz“ die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Errichtung des 
Hospizes geschaffen. Die für den Erweite-
rungsbau benötigte Fläche war jedoch nicht 
im Geltungsbereich der v.g. Ergänzungs-
satzung enthalten und ist somit dem 
Außenbereich gem. § 35 BauGB zuzuord-
nen. Das Planvorhaben ist nach aktueller 
Rechtsgrundlage nicht realisierungsfähig.

Die in der rechtskräftigen Ergänzungssatzung 
„Hospiz“ getroffenen Festsetzungen 
(überbaubare Grundstücksfläche, Verkehrs-
fläche) stehen dem Planvorhaben für den 

Bereich der Ergänzung des Anbaus eben-
falls entgegen.

Die Stadt Landstuhl beabsichtigt deshalb 
nach § 1 Abs. 3 BauGB i.V.m. § 34 Abs. 4 
BauGB, die für den Erweiterungsbau benö-
tigte Fläche durch den Erlass einer 
Ergänzungssatzung in den im Zusammen-
hang bebauten Bereich mit einzubeziehen 
und so die bauplanungsrechtlichen Voraus-
setzungen für die Errichtung des Erweite-
rungsbaus zu schaffen. Dabei wird die be-
stehende Ergänzungssatzung mit über-
plant, um künftig für das Hospiz eine ein-
heitliche Beurteilungsgrundlage zu haben.

Die Erschließung des Plangebietes erfolgt 
wie bisher über die Nardinistraße, der ru-
hende Verkehr kann vollständig auf dem 
Privatgrundstück untergebracht werden.

Die Planung umfasst eine Fläche von insge-
samt ca. 4.200 m2.

Die Ergänzungssatzung „Hospiz mit Erwei-
terung“ ersetzt in ihrem Geltungsbereich 

die Ergänzungssatzung „Hospiz“ aus dem 
Jahr 2013.

Mit der Erstellung der Ergänzungssatzung 
ist die Kernplan Gesellschaft für Städtebau 
und Kommunikation mbH, Kirchenstraße 
12, 66557 Illingen, beauftragt worden.

Mit der Erstellung des Fachbeitrages Natur-
schutz ist LF-Plan - Planungsbüro für Land-
schaftsökologie und Freiraumgestaltung, Im 
Heidefeld 3, 67688 Rodenbach, beauftragt 
worden.

Verfahrensart

Das Verfahren wird gem. § 13 BauGB im 
vereinfachten Verfahren durchgeführt. Die 
Anwendungsvoraussetzungen sind erfüllt:

•	 Die Planung ist gem. § 34 Abs. 5 Nr. 1 
BauGB mit einer geordneten städtebau-
lichen Entwicklung vereinbar. Die ein-
bezogenen Flächen sind bereits durch 
die bauliche Nutzung des angrenzen-

Luftbild mit Plangebiet; ohne Maßstab; Datengrundlage: Geobasisinformationen der Vermessungs- und Katasterverwaltung Rheinland -Pfalz - (Zustimmung vom 15. 
Oktober 2002); Bearbeitung: Kernplan
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den Bereiches geprägt; die Erschließung 
ist vorhanden.

•	 Weiterhin wird durch die Ergänzungs-
satzung nicht die Zulässigkeit von Vor-
haben, die einer UVP-Pflicht unterlie-
gen, vorbereitet (gem. § 34 Abs. 5 Nr. 2 
BauGB).

•	 Auch bestehen gem. § 34 Abs. 5 Nr. 3 
BauGB keine Anhaltspunkte für eine 
Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 
Nr. 7 b BauGB genannten Schutzgüter.

Gem. § 34 Abs. 5 BauGB ist für die 
Ergänzungssatzung kein Umweltbericht zu 
erstellen. Der Ergänzungssatzung liegt ein 
Fachbeitrag Naturschutz zugrunde, der die 
Auswirkungen des Bauvorhabens auf die 
umweltrelevanten Schutzgüter von Natur 
und Landschaft sowie die erforderlichen 
Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen 
beschreibt.

Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan der Verbands
gemeinde Landstuhl stellt für den Geltungs-
bereich eine geplante Wohnbaufläche dar. 
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Grundlagen und Rahmenbedingungen

Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Das Plangebiet befindet sich am südöstli-
chen Siedlungsrand von Landstuhl im Be-
reich des bestehenden Hospiz „Hildegard 
Jonghaus“, nördlich angrenzend zur Nardi-
nistraße und dem St. Johannis Krankenhaus. 

Der Geltungsbereich der Ergänzungssatzung 
wird wie folgt begrenzt:

•	 im Norden durch eine mit Sträuchern 
bepflanzte Freifläche und daran an-
schließende Waldflächen,

•	 im Westen und Osten durch Wald- 
flächen,

•	 im Süden durch eine Parkplatzreihe ent-
lang der Nardinistraße.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches 
sind der Planzeichnung der Ergänzungs- 
satzung zu entnehmen.

Planungsrechtliche 
Ausgangssituation, Prägung des 
Plangebietes durch die  
Umgebung

Der westliche Teilbereich des Plangebietes ist 
aufgrund des fehlenden Bebauungszusam-
menhanges dem planungsrechtlichen 
Außenbereich zuzuordnen. Der Bebauungs-
zusammenhang endet an der nördlichen, 
westlichen und östlichen Außenkante der 
Parzelle 1764/3.

Der zentrale und östliche Teilbereich ist aktu-
ell dem Innenbereich gem. § 34 BauGB zuzu-
ordnen. Dies geht aus der Ergänzungssatzung 
gem. § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB aus dem Jahr 
2013 hervor.

Das bestehende Hospiz „Hildegard Jong-
haus“ ist auf diese Ergänzungssatzung zu-
rückzuführen.

Gem. § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB kann die 
Stadt durch Satzung einzelne Außenbe-
reichsflächen in die im Zusammenhang be-
bauten Ortsteile einbeziehen, wenn die ein-
bezogenen Flächen durch die bauliche Nut-
zung des angrenzenden Bereichs entspre-
chend geprägt sind. Die Größe des 
Geltungsbereiches zeigt, dass es sich hier-
bei nur um eine kleinräumige Arrondierung 

handelt (4.200 m2, davon bereits 3.150 m2 
überplant). 

Die Fläche ist durch das bestehende Hospiz 
und das angrenzende St. Johannis Kranken-
haus sachlich nach Art und Maß der bauli-
chen Nutzung, der Bauweise als auch räum-
lich geprägt.

Würde ein Bebauungszusammenhang be-
stehen, so könnten also der prägenden Um-
gebung die erforderlichen Zulässigkeits-
maßstäbe entnommen werden. Der aus Art 
und Maß der baulichen Nutzung und Bau-
weise und überbaubaren Grundstücksfläche 
vorgegebene Rahmen ist von wesentlicher 
Bedeutung.

Es bestehen keine Zäsuren wie z.B. größere 
Baumreihen, natürliche Gewässer oder to-
pografische Besonderheiten, welche die 
Prägung des Plangebietes durch die unmit-
telbar angrenzenden Nutzungen unterbin-
den würden.

Die Erschließung des Plangebietes erfolgt 
über die südlich angrenzende Nardinistraße 
und ist damit gesichert. 

Die Planung ist gem. §  34 Abs. 5 Nr. 1 
BauGB auch mit einer geordneten städte-
baulichen Entwicklung vereinbar: Die be-
stehenden und angrenzenden Nutzungen 
entsprechen der geplanten Nutzung, sodass 
von gegenseitiger Rücksichtnahme auszu-
gehen ist.

In planersetzenden Satzungen können ein-
zelne Festsetzungen nach § 9 BauGB ge-
troffen werden. Die in der vorliegenden Sat-
zung getroffenen Festsetzungen beschrän-
ken sich auf das nach Ansicht der Stadt 
städtebaulich erforderliche Maß. und orien-
tieren sich an dem Rahmen, den die be-
stehende Satzung bereits definiert.

Katasterausschnitt; ohne Maßstab; Quelle und Stand Katastergrundlage ©GeoBasis-DE / LVermGeoRP, 
09.12.2021; Bearbeitung: Kernplan
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be-
lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan LEP IV, Regionaler Raumordnungsplan Westpfalz IV (3. Teilfortschreibung 2018)

zentralörtliche Funktion Mittelzentrum Landstuhl, Gemeindefunktion Wohnen und Gewerbe

Vorranggebiete nicht betroffen

zu beachtende Ziele und zu berücksich-
tende Grundsätze

•	 Regionaler Raumordnungsplan Westpfalz stellt die Plangebietsfläche als 
„Siedlungsfläche Wohnen - Planung“ dar

•	 Überlagerungen mit Vorranggebieten existieren nicht. Konflikte aus landes- bzw. 
regionalplanerischer Sicht können diesbezüglich ausgeschlossen werden

•	 Die vorliegende Ergänzungssatzung passt sich somit gem. § 1 Abs. 4 BauGB den 
Zielen der Raumordnung an

Landschaftsprogramm •	 Waldlandschaft (Grundtyp) 
•	 180.0 Sickinger Stufe
•	 Keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung nicht betroffen

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, 
Landschaftsschutz-, Überschwemmungs-
gebiete, Geschützte Landschaftsbestand-
teile, Naturparks, Nationalparks, Biosphä-
renreservate 

nicht betroffen

Wasserschutzgebiete •	 Lage innerhalb des geplanten Trinkwasserschutzgebietes „Landstuhl, 2 Tiefbrunnen, 
Schafhof“ 

•	 Derzeit wird davon ausgegangen, dass das Vorhaben in einer künftigen Schutzzone 
III liegt, jedoch an die künftige Schutzzone II angrenzt.

•	 Aufgrund der Lage innerhalb der Schutzzone III des geplanten Trinkwasserschutz-
gebietes „Landstuhl, 2 Tiefbrunnen, Schafhof“ darf ein Müllsammelplatz nur auf 
befestigter, wasserundurchlässiger Fläche errichtet werden, wobei bei anfallenden 
Wässern und sonstigen eventuellen Flüssigkeiten auf dieser Fläche für eine aus-
reichende Rückhaltung zu sorgen ist (z. B. Überdachung). Für die Anlage von Ver-
kehrsflächen, wie bspw. auch Parkplatzflächen, sind zudem die Anforderungen nach 
den Richtlinien für bautechnische Maßnahmen an Straßen in Wasserschutzgebieten 
(RiStWag) zu beachten. 

•	 Die Nutzung von Erdwärme, insbesondere über Tiefbohrungen, ist zum Schutze der 
Trinkwassergewinnungsanlagen Schafhof und Felsenmühle kritisch zu werten und 
ist daher unzulässig.

Kulturdenkmäler nach § 8 DSchG Rhein-
land-Pfalz

nicht betroffen

Informelle Fachplanungen

Allgemeiner Artenschutz

Allgemeiner Schutz wild lebender 
Tiere und Pflanzen (§ 39 Abs. 5 S. 1 Nr. 2 
BNatSchG)

Vorsorglich ist der allgemeine Schutz wild lebender Pflanzen und Tiere zu beachten, d.h. 
notwendige Rodungen sind grundsätzlich außerhalb der Zeit vom 1. März bis zum 30. 
September durchzuführen.
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Kriterium Beschreibung

Angrenzender Wald

•	 Wegen der Gefahr umstürzender Bäume und dem Übergreifen von Bränden ist dem zu nahen Heranrücken einer Bebauung an den 
bereits vorhandenen Wald bauordnungsrechtlich entgegenzutreten. Rechtsgrundlage hierzu bildet § 3(1) LBauO: „Bauliche Anla-
gen sowie andere Anlagen und Einrichtungen im Sinne § 1 Abs. 1 Satz 1 LBauO sind so anzuordnen, zu errichten, zu ändern und 
instand zu halten, dass sie die öffentliche Sicherheit oder Ordnung sowie die natürlichen Lebensgrundlagen nicht gefährden.“ Da 
der Gebäudeabstand von ca. 30 Meter nicht einzuhalten ist, müssen aus Gründen der Verkehrssicherheit die Bäume innerhalb der 
Waldabstandsfläche zurückgenommen werden.

•	 Für die Zurücknahme des Waldes und die Neubepflanzung ist eine Entschädigung bzw. Kostenerstattung zu zahlen. Dies ist außer-
halb des vorliegenden Satzungsverfahrens vertraglich zu regeln. 

•	 Im Norden des Geltungsbereichs wurde der Wald bei der Errichtung des bestehenden Hospiz bereits zurückgenommen. Die Fläche 
wurde mit heimischen Sträuchern bepflanzt. Die Verkehrssicherheit ist somit gewährleistet und der Waldabstand kann hier auf die 
Gebäudefront des Altbestands reduziert werden.

Zusammenfassung der Auswirkungen auf Natur und Landschaft

•	 Die Fläche der aktuell rechtsgültigen Ergänzungssatzung besitzt eine Größe von insgesamt rd. 2.980 m². Die Erweiterung wird eine 
zusätzliche Fläche von ca. 1.210 m² beanspruchen, sodass die neue Plangebietsfläche insgesamt etwa 4.190 m² beträgt. 

•	 Durch den Neubau wird eine Neuversiegelung in einem Umfang von ca. 730 m² stattfinden, was mit Beeinträchtigungen des Bo-
den- und Wasserhaushaltes verbunden ist. Darüber hinaus bedingt die Planung den Verlust von Gebüschstrukturen und Ruderal-
flächen, die als Lebensraum für insbesondere Insekten, Kleinsäuger und Spinnentiere dienen können. Die Gehölzbestände können 
zudem eine Funktion als Fortpflanzungsstätte für die Avifauna einnehmen. 

•	 Leichte Beeinträchtigungen sind auch für das Landschaftsbild zu erwarten, da durch die Erweiterung der baulichen Strukturen das 
gewohnte Ortsbild verändert wird. 

•	 Für die Schutzgüter Klima/Luft, Erholung, Kulturgüter sowie Mensch sind keine erheblichen negativen Auswirkungen zu erwarten. 

•	 Von dem Planvorhaben sind keine Schutzgebiete mit gemeinschaftlicher Bedeutung, keine gesetzlich geschützten Biotope, 
FFH-Lebensraumtypen und bestandsgefährdeten Biotoptypen betroffen. 

•	 Eine potenzielle erhebliche Beeinträchtigung von Tier- und Pflanzenarten der Roten Liste oder besonders bzw. streng geschützten 
Arten konnte für das vorliegende Vorhaben ausgeschlossen werden. Es bleibt jedoch ein Restrisiko, dass im Rahmen von Rodungs-
maßnahmen und der Baufeldräumung es zu Tötungen bzw. Verletzungen von Vögeln kommen kann. Darüber hinaus besteht die 
Gefahr, dass das Tötungsrisiko von Vögeln durch großflächige Glaselemente erhöht wird. 

•	 Aus diesen Gründen erfolgt eine Bauzeitenbeschränkung für die Rodungsarbeiten und der Vogelschutz ist bei der Konzeption des 
Gebäudes und seiner Ausstattung zu beachten. Dem Planvorhaben stehen somit keine artenschutzrechtlichen Belange entgegen.  

•	 Die Kompensation der zu erwartenden Eingriffe in den Naturhaushalt erfolgt durch die Anlage eines gestuften Waldrandes nördlich 
des Plangebietes. Darüber hinaus wird festgesetzt, dass die Grünflächen naturnah anzulegen sind und extensiv gepflegt werden 
sollen. Des Weiteren wird eine arten- und strukturreiche Gestaltung potenzieller Beetstrukturen vorgegeben, um die urbane Arten-
vielfalt zu fördern.

Die detaillierte Beschreibung der Auswirkungen des Bauvorhabens auf die umweltrelevanten Schutzgüter von Natur 
und Landschaft sowie die erforderlichen Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen ist dem Fachbeitrag Naturschutz 
zu entnehmen.
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Kriterium Beschreibung

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan Der Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Landstuhl stellt für den Geltungsbe-
reich eine geplante Wohnbaufläche dar. 

Flächennutzungsplan (Ausschnitt) der Verbandsgemeinde Landstuhl, Quelle: Verbandsgemeinde Landstuhl

Ergänzungssatzung Für den Großteil des Plangebietes liegt eine Ergänzungssatzung gem. § 34 Abs. 4 Nr. 3 Für den Großteil des Plangebietes liegt eine Ergänzungssatzung gem. § 34 Abs. 4 Nr. 3 
BauGB aus dem Jahre 2013 vor. BauGB aus dem Jahre 2013 vor. 

Ergänzungssatzung (2013) (Ausschnitt) der Stadt Landstuhl, Quelle: Stadt Landstuhl
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Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte
Die Art der baulichen Nutzung wird nicht 
geregelt. Diese ergibt sich aus der Eigenart 
der Bestandsbebauung. Demnach ist die Art 
der baulichen Nutzung durch das vorhande-
ne Hospiz definiert. 

Maß der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16-
21a BauNVO

Höhe baulicher Anlagen

Die Höhenentwicklung im Plangebiet wird 
über die Höhe baulicher Anlagen durch 
Festsetzung der max. zulässigen Gebäude-
oberkante geregelt. 

Die Festsetzung der maximalen Höhe bauli-
cher Anlagen wurde aus der rechtskräftigen 

Ergänzungssatzung „Hospiz“ übernommen 
(5,0 m). 

Die Festsetzung dient der Verhinderung 
einer Höhenentwicklung über das unbe-
dingt nötige Maß hinaus. Der Erweiterungs-
bau orientiert sich an den vorhandenen Hö-
hen.

Die Festsetzung stellt darüber hinaus sicher, 
dass durch eine maßvolle Höhenentwicklung 
keine negative Beeinträchtigung des Stadt- 
und Landschaftsbildes vorbereitet wird. Zu-
dem wird ein harmonisches Einfügen in den 
Bestand gewährleistet.

Für die Festsetzung der Höhe der baulichen 
Anlagen sind gem. § 18 BauNVO eindeuti-
ge Bezugshöhen erforderlich, um die Höhe 
der baulichen Anlagen genau bestimmen zu 

können. Die Bezugshöhen sind der Festset-
zung zu entnehmen.

Bauweise

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m.§ 22 
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und 
Weise das Gebäude auf dem Grundstück in 
Bezug auf die seitlichen Nachbargrenzen 
angeordnet wird.

Für das Plangebiet wird eine abweichende 
Bauweise gem. § 22 Abs. 2 BauNVO festge-
setzt. In der abweichenden Bauweise ist 
eine Grenzbebauung zulässig. 

Die Festsetzung der abweichenden Bauwei-
se resultiert aus der städtebaulichen Kon-
zeption und ermöglicht die Errichtung eines 

Ausschnitt der Planzeichnung, ohne Maßstab; Bearbeitung: Kernplan
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TEIL A: PLANZEICHNUNG

DIE KATASTERGRUNDLAGE IST IM ORIGINAL BESTÄTIGT.
Stand Katastergrundlage: 09.12.2021

Grundlage: ©GeoBasis-DE / LVermGeoRP (2021)

Erneuerbare Energien / Photovoltaikanlagen (Empfehlung) (M 8)
• Im gesamten Plangebiet wird empfohlen, auf den Solarinstallations-Eignungsflächen von sämtlichen neu zu 

errichtenden Gebäuden mit einer Nutzfläche von mehr als 100 m² Photovoltaikanlagen zur Stromerzeugung 
zu installieren. Die Mindestgröße der gesamten Photovoltaikanlage sollte 60% der Solarinstallations-Eig-
nungsfläche betragen. 

• Auf eine hinsichtlich der Ertragsleistung der Anlagen optimierte Gebäudestellung ist zu achten.
• Die Empfehlung wäre auch erfüllt, wenn auf anderen baulichen Anlagen auf einem Grundstück die geforder-

te Erzeugungsleistung erreicht wird. Anstelle der Photovoltaikmodule zur Solarstromerzeugung können ganz 
oder teilweise Solarwärmekollektoren installiert werden.

• Ein kombinierter Einsatz von Photovoltaikanlagen mit Dachbegrünung (bei Flachdächern) ist aufgrund des 
gesteigerten Wirkungsgrades sinnvoll und zulässig.

Landespflege 
• Im Plangebiet sind für die Straßen- und Außenbeleuchtung nur Lampen mit einem UV-armen, insektenfreund-

lichen, energiesparenden Lichtspektrum (z.B. LED) nach dem aktuellen Stand der Technik zu verwenden. Eine 
Ausstrahlung der Lampen nach oben sowie eine flächige Ausstrahlung von Wänden ist zu vermeiden. Diese 
Maßnahme dient der Vermeidung der Beeinträchtigung nachtaktiver Insekten und der Minderung von Licht-
verschmutzung.

Niederschlagswasserbewirtschaftung 
• Eine Nutzung des Niederschlagswassers als Brauchwasser ist erwünscht und zu empfehlen. Bei der Anlage 

von Regenwassernutzungsanlagen ist die DIN 1989 zu beachten. Auf eine strikte Trennung von Trink- und 
Brauchwassersystemen wird hingewiesen.

Starkregen
• Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass Oberfl ächenabfl üsse (aufgrund von 

Starkregenereignissen) einem kontrollierten Abfl uss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf kein 
zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überfl utungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberfl ächenplanung 
vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besonderer Maßnahmen zur Abwehr von möglichen 
Überfl utungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begründung und Grund-
stücksgestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken.

• Für die Verbandsgemeinde Landstuhl liegt die Gefährdungsanalyse mit ausgewiesenen Sturzfl utentstehungs-
gebieten des Landesamts für Umwelt vor. Die Starkregengefährdungskarten sind Hinweiskarten zur ungefäh-
ren Lage abfl usskonzentrierender Strukturen und Überfl utungsbereiche. Bei extremen Niederschlagsereig-
nissen kann es auch in Bereichen zu Überfl utungen kommen, für die in der Karte keine Gefährdung dargestellt 
wird. Die Abfl ussbahnen sollten vor Ort näher betrachtet werden, um die tatsächliche Gefährdungssituation 
konkret einschätzen zu können. Gegebenenfalls sollten Vorsorgemaßnahmen ergriffen werden (z. B. Objekt-
schutzmaßnahmen, angepasste Bauweise, Notabfl usswege).

Abwasser
• Die geplante Einzugsgebietserweiterung ist im bisher zugelassenen Umfang und Zweck der Gewässerbenut-

zung (57 WHG, § 26 LWG) nicht enthalten. Jedoch ist diese Fläche in den Antragsunterlagen zur Neuordnung 
der Regenentlastungsanlagen in der Sickingenstadt Landstuhl auf Grundlage des Generalentwässerungspla-
nes (GEP) und der Schmutzfrachtberechnung (SFB) als Prognosegebiet berücksichtigt worden. Die Antrags-
unterlagen befi nden sich derzeit noch im Erlaubnisverfahren. 

Altlasten
• Für den Geltungsbereich der Satzung „Hospiz mit Erweiterung“ sind keine Altablagerungen, Altstandorte, 

schädliche Bodenveränderungen oder Verdachtsfl ächen bekannt (nachsorgender Bodenschutz). 
• Sofern Erkenntnisse über abgelagerte Abfälle (Altablagerungen), stillgelegte Anlagen, bei denen mit umwelt-

gefährlichen Stoffen umgegangen wurde (Altstandorte) oder gefahrverdächtige Beeinträchtigungen der Bo-
denfunktionen wie z.B. Schadstoffverunreinigungen, Bodenverdichtungen oder -erosionen (Verdachtsfl ächen 
bzw. schädliche Bodenveränderungen) vorliegen oder im Zuge der Erschließung/ Bebauung bekannt werden, 
sollten diese auf ihre Umweltauswirkungen (Gefährdungspfade Boden, Wasser, Luft) hin überprüft werden.

Waldabstand
• Wegen der Gefahr umstürzender Bäume und dem Übergreifen von Bränden ist dem zu nahen Heranrücken 

einer Bebauung an den bereits vorhandenen Wald bauordnungsrechtlich entgegenzutreten. Rechtsgrundlage 
hierzu bildet § 3(1) LBauO: „Bauliche Anlagen sowie andere Anlagen und Einrichtungen im Sinne § 1 Abs. 1 
Satz 1 LBauO sind so anzuordnen, zu errichten, zu ändern und instand zu halten, dass sie die öffentliche Si-
cherheit oder Ordnung sowie die natürlichen Lebensgrundlagen nicht gefährden.“ Da der Gebäudeabstand 
von ca. 30 Meter nicht einzuhalten ist, müssen aus Gründen der Verkehrssicherheit die Bäume innerhalb der 
Waldabstandsfl äche zurückgenommen werden.

• Für die Zurücknahme des Waldes und die Neubepflanzung ist eine Entschädigung bzw. Kostenerstattung zu 
zahlen. Dies ist außerhalb des vorliegenden Satzungsverfahrens vertraglich zu regeln. 

• Im Norden des Geltungsbereichs wurde der Wald bei der Errichtung des bestehenden Hospiz bereits zurück-
genommen. Die Fläche wurde mit heimischen Sträuchern bepflanzt. Die Verkehrssicherheit ist somit gewähr-
leistet und der Waldabstand kann hier auf die Gebäudefront des Altbestands reduziert werden.

Erosionsschutz
• Es wird darauf hingewiesen, dass in den unterliegenden Waldflächen Erosionsschäden durch abfließendes 

Oberflächenwasser zu vermeiden sind.
Schutz von Leitungen / Koordination von Erschließungs- und Baumaßnahmen 
• Im Plangebiet befindet sich eine unterirdische 0,4-kV-Stromversorgungsleitung der Pfalzwerke Netz AG, die 

in der Planzeichnung informatorisch nicht ausgewiesen ist. Die tatsächliche Lage dieser Leitung ergibt sich 
allein aus der Örtlichkeit. 

• Das Erfordernis von Maßnahmen zur Sicherung/Änderung dieser Leitung im Zusammenhang mit Erschlie-
ßungs- und Baumaßnahmen ist frühzeitig mit dem Leitungsbetreiber abzuklären. 

• Der Träger der Versorgung des Plangebiets mit elektrischer Energie ist für Planung und Bau zur Erweiterung/
Anpassung des bestehenden Leitungsnetzes frühzeitig über den Beginn und Ablauf der Erschließungs- und 
Baumaßnahmen zu unterrichten. 

• Bei Anpflanzungen von Bäumen und tiefwurzelnden Sträuchern im Bereich unterirdischer Versorgungsleitun-
gen sind die Abstandsvorgaben der geltenden technischen Regelwerke (z.B. „Merkblatt Bäume, unterirdische 
Leitungen und Kanäle“ der Forschungsgesellschaft für Straßen und Verkehrswesen) zu beachten. Bei Nicht-
einhaltung der dort angegebenen Abstandsvorgaben sind auf Kosten des Verursachers, in Absprache mit dem 
jeweiligen Versorgungsträger, geeignete Maßnahmen zum Schutz der Leitungen (z.B. Einbau von Trennwän-
den) zu treffen.

Wasserschutzzone
• Derzeit wird davon ausgegangen, dass sich das Vorhaben in einer künftigen Schutzzone III liegt, jedoch an die 

künftige Schutzzone II angrenzt.
• Ein Müllsammelplatz darf nur auf befestigter, wasserundurchlässiger Fläche errichtet werden, wobei bei an-

fallenden Wässern und sonstigen eventuellen Flüssigkeiten auf dieser Fläche für eine ausreichende Rückhal-
tung zu sorgen ist (z. B. Überdachung). 

• Für die Anlage von Verkehrsflächen, wie bspw. auch Parkplatzflächen, sind die Anforderungen nach den Richt-
linien für bautechnische Maßnahmen an Straßen in Wasserschutzgebieten (RiStWag) zu beachten. 

• Die Nutzung von Erdwärme, insbesondere über Tiefbohrungen, ist im Verfahrensgebiet zum Schutze der Trink-
wassergewinnungsanlagen Schafhof und Felsenmühle kritisch zu werten und ist daher unzulässig.

Die Einsicht in die verwendeten Normen und Richtlinien ist in der Verbandsgemeindeverwaltung 
Landstuhl möglich.

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen der Ergänzungssatzung gelten u. a. folgende Ge-
setze und Verordnungen in den jeweils gültigen Fas-
sungen:

• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
26. April 2022 (BGBl. I S. 674).

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grund-
stücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I S. 3786), geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. I S. 1802).

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne 
und die Darstellung des Planinhalts (PlanZV) vom 
18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 
(BGBI. I S. 1802).

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBI. 
I S. 3908).

• Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) vom 17. 
März 1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. 
I S. 306).

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 18. August 2021 (BGBI. I S. 3901).

• Landesbauordnung für Rheinland-Pfalz (LBauO) in 
der Fassung vom 24.11.1998 (GVBl. S. 365), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 28. Sep-
tember 2021 (GVBl. S. 543).

• Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 
1994 (GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 27. Januar 2022 (GVBl. S. 21).

• Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von 
Natur und Landschaft Rheinland-Pfalz (Landesna-
turschutzgesetz - LNatSchG -) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 06. Oktober 2015 (GVBI. S. 

283), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes 
vom 26. Juni 2020 (GVBl. S. 287).

• Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25. Juli 2005 
(GVBl. S. 302), zuletzt geändert durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 26. Juni 2020 (GVBl. S. 287).

• Denkmalschutzgesetz Rheinland-Pfalz (DSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 23. März 
1978 (GVBl. S. 159), zuletzt geändert durch Artikel 
4 des Gesetzes vom 28. September 2021 (GVBl. S. 
543).

• Wassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz (Lan-
deswassergesetz - LWG -) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 2015 (GVBl. S. 127), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
08. April 2022 (GVBl. S. 118).

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (§ 9 BAUGB I.V.M. BAUNVO)

1. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. §§ 16-21A BAUNVO

1.1 HÖHE BAULICHER ANLAGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 18 BAUNVO

Siehe Plan. 
Maßgebender oberer Bezugspunkt für die maximale 
Höhe ist die Oberkante der baulichen und sonstigen 
Anlagen (Gebäudeoberkante, Attika, etc.). 

Die Gebäudeoberkante wird definiert durch den 
höchstgelegenen Abschluss einer Außenwand oder 
den Schnittpunkt zwischen Außenwand und Dachhaut 
(Wandhöhe) oder den Schnittpunkt zweier geneigter 
Dachflächen (Firsthöhe).

Unterer Bezugspunkt für die maximale Höhe baulicher 
und sonstiger Anlagen ist die Oberkante der 
Erschließungsstraße gemessen an der straßenseitigen 
Gebäudemitte.

2. BAUWEISE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 22 BAUNVO

Siehe Plan. 
Als Bauweise wird gem. § 22 Abs. 4 BauNVO eine 
abweichende Bauweise (a) festgesetzt. In der abwei-
chenden Bauweise gem. § 22 Abs. 4 BauNVO sind 
Gebäudelängen (Hauptgebäude) von mehr als 50 m 
zulässig. Gebäude sind mit seitlichem Grenzabstand 
zu errichten.

3.  ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE 
GRUNDSTÜCKSFLÄCHE

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 23 
BAUNVO

Siehe Plan.
Die überbaubaren Grundstücksfl ächen sind im Bereich 
der Ergänzungssatzung durch Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO dür-
fen Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze nicht 
überschreiten. Demnach sind die Gebäude innerhalb 
des im Plan durch Baugrenzen defi nierten Standortes 
zu errichten. 

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksfl ächen sind 
untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen (§ 
14 BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck der 
in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des 
Baugebietes selbst dienen und die seiner Eigenart 
nicht widersprechen. Die Ausnahmen des § 14 Abs. 2 
BauNVO gelten entsprechend. 

Das gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach 
Landesrecht in den Abstandsfl ächen zulässig sind oder 
zugelassen werden können.

4. FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE, CARPORTS, 
GARAGEN UND MÜLLSAMMELPLATZ
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB

Siehe Plan.
Stellplätze, Carports, Garagen und Müllsammelplätze  
sind sowohl innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfl äche als auch in den festgesetz-
ten Flächen für Stellplätze Carports, Garagen und 
Müllsammelplatz zulässig.

5. VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER 
ZWECKBESTIMMUNG; HIER: PRIVATWEG

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan.

6.  UNTERIRDISCHE VERSORGUNGSLEITUNG; 
HIER: GASHOCHDRUCKLEITUNG

 GEM. § 9 ABS.1 NR. 13 BAUGB

Siehe Plan.

7.  PRIVATE GRÜNFLÄCHE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB

Siehe Plan.

8. MIT GEH-, FAHR- UND LEITUNGSRECHTEN 
ZU BELASTENDE FLÄCHE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 21 BAUGB

Siehe Plan.
Die entlang der Gashochdruckleitung entsprechend 
gekennzeichnete Fläche ist mit Geh-, Fahr- und 
Leitungsrechten zugunsten des Versorgungsträgers zu 
belasten.
Die dargestellte Versorgungsleitung kann 
Abweichungen gegenüber dem tatsächlichen Bestand 
aufweisen. Die tatsächliche Lage und somit auch das 
Geh-, Fahr- und Leitungsrecht ergeben sich allein aus 
der Örtlichkeit.

9. MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE 
UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN , NA-
TUR UND LANDSCHAFT

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB I.V.M. § 9 ABS. 
1 NR. 25 A BAUGB

M 3 Begrünung der Grundstücksfreiflächen
Die nicht überbauten, unbefestigten Grundstücks-
flächen sind als Vegetationsflächen naturnah anzu-
legen und dauerhaft zu unterhalten. Diese sind bei 
Neu- oder Umgestaltung mit einer krautreichen Ra-
senmischung einzusäen und zu einem vielfältigen 
Kräuter- bzw. Blumenrasen zu entwickeln. Es sind ge-
bietsheimische Rasenmischungen mit einem Mindest-
anteil von 15 % Kräuter und 85 % Gräser zu verwen-
den.

Die Anlage von Ziergartenflächen, im Sinne von Beet-
strukturen, ist zulässig. Diese sind struktur- und arten-
reich anzulegen und es sind vorzugsweise heimische 
Staudenarten zu verwenden, um Nahrungs- und Le-
bensraum für heimische Tierarten zu etablieren.

In den Vegetations- und Gartenflächen ist nur die 
Verwendung von offenporigen, wasserdurchlässigen 
Materialien erlaubt. Zulässig ist die Verwendung von 
wasserdichten oder nicht durchwurzelbaren Materia-
lien nur bei dauerhaft mit Wasser gefüllten Flächen. 
Großflächig mit Steinen bedeckte Flächen, auf denen 
hauptsächlich Steine zur Gestaltung verwendet wer-
den und Pflanzen nicht oder nur in geringer Zahl vor-
kommen (Steingärten), sind im Bereich dieser Freiflä-
chen nicht zulässig.

Mindestens 10 % der nicht überbauten Grundstücks-
flächen sind mit einer standortgerechten Strauch-
pflanzung anzulegen. Zur Eingrünung ist je 300 m² 
nicht überbauter Grundstücksfläche mindestens ein 
hochstämmiger Obst- oder Laubbaum 2. Ordnung zu 
pflanzen, dauerhaft zu unterhalten und bei Abgängig-
keit nachzupflanzen. Die bereits erfolgten Anpflanzun-
gen können angerechnet werden.

Die in dem Maßnahmenplan vorgegebenen Baum-
standorte dienen nur der Visualisierung und sind nicht 
bindend. Bei der Auswahl des Baumstandortes ist ggf. 
auf eine zukünftige Beschattung von Photovoltaik-An-
lagen zu achten. In diesem Falle sind möglichst nied-
rigwachsende Baumarten zu verwenden.

Stellplätze für Müll- und Wertstoffbehälter sind mit 
ortsfesten Anlagen (z.B. Pergolen oder Palisaden) aus 
naturnahen Materialien und/oder aus gebietsheimi-
schen Bepflanzungen gegen Sicht abzuschirmen.

M 4 Begrünung der Böschungsflächen
Die Böschungsflächen zwischen den Verkehrsflächen 
und dem vorhandenen Parkstreifen an der Nardini-
straße sind als Vegetationsfläche (vorzugsweise als 
naturnahes Stauden- und Grasbeet mit standortge-
rechten und ggf. schattenverträglichen Stauden bzw. 
Pflanzenarten) auszubilden. Die Verwendung von ein-
zelnen Ziersträuchern und von Vlies, Folie, Substrat-
matten oder ähnlichem zur Herstellung von Vegeta-
tionsträgern ist in diesem Bereich zulässig.

M 4 Begrünung der Böschungsflächen
Die Böschungsflächen zwischen den Verkehrsflächen 
und dem vorhandenen Parkstreifen an der Nardini-
straße sind als Vegetationsfläche (vorzugsweise als 
naturnahes Stauden- und Grasbeet mit standortge-
rechten und ggf. schattenverträglichen Stauden bzw. 
Pflanzenarten) auszubilden. Die Verwendung von ein-
zelnen Ziersträuchern und von Vlies, Folie, Substrat-
matten oder ähnlichem zur Herstellung von Vegeta-
tionsträgern ist in diesem Bereich zulässig.

GOKmax.
5,0 m

a

FD / PD
max. 10°

-

M 5 Dachbegrünung
Flachdächer und flach geneigte Dächer von Neubau-
ten von Hauptgebäuden, Nebenanlagen, Garagen, 
Carports, usw. mit einem Neigungswinkel von bis zu 
10° sind dauerhaft mit einer Dachbegrünung anzule-
gen. Die durchwurzelbare Mindestsubstratstärke hat 
je nach Dachneigung mind. 6 bis 8 cm zu betragen. 
Zur Erhöhung der Arten-und Strukturvielfalt ist vor-
zugsweise eine extensive Dachbegrünung vorzusehen. 
Diese Rückhaltemöglichkeit kann für die Bereitstel-
lung des erforderlichen Rückhaltevolumens angerech-
net werden.

Auf eine Dachbegrünung kann auf Teilflächen ver-
zichtet werden, soweit technische Ein- und Aufbauten, 
insbesondere solche zur Belüftung, Belichtung und zur 
Stromerzeugung, dem entgegenstehen.

Pfl anzgröße / Pfl anzdichte 
Vorschläge für die zu verwendenden Gehölzarten sind 
der nachstehenden Gehölzliste zu entnehmen. 

Die anzupfl anzenden Gehölze müssen den Güte-
bestimmungen für Baumschulpfl anzungen der For-
schungsgesellschaft Landschaftsentwicklung-Land-
schaftsbau e.V. (FLL) entsprechen. 

Die Mindestqualität der zu pfl anzenden Gehölze be-
trägt:
• Laubbaum-Hochstämme: 

3 x verpfl anzt, STU mind. 16-18 cm
• Obstbaum-Hochstämme: 

ohne Ballen, STU mind. 10-12 cm 
• Sträucher:

2 x verpfl anzt, Höhe mind. 60 – 100 cm

Pflanzabstände
Sträucher sind in einem Abstand von 1,50 m zueinan-
der und die Reihen sind in einem Abstand von 1 m zu 
pflanzen. 

Zeitpunkt der Pflanzungen: 
Alle festgesetzten Baum- und Strauchpflanzungen 
sollten spätestens 2 Jahre nach Bezugsfertigkeit der 
Baukörper realisiert werden.

Gehölzliste 
Die hier aufgeführten Pflanzenarten sind eine Aus-
wahl von Arten. Die Liste ist nicht abschließend. 

Artenauswahl für Baumarten II. Ordnung

Laubbäume für private Grünflächen
• Acer campestre i. V. Sorten - Kegel-Feldahorn
• Acer rubrum i. V. Sorten - Rot-Ahorn
• Betula pendula ‘Fastigiata’ - Birke
• Carpinus betulus - Hainbuche
• Carpinus betulus ‘Fastigiata’ - Säulen-Hainbuche
• Malus triloba - Zierapfel
• Prunus serrulata i.V. Sorten - Zierkirsche
• Sorbus intermedia ‚Brouwers‘ - Schwedische Mehl-

beere
• Sorbus thuringiaca ‚Fastagiata‘ - Thüringischer 

Mehlbeere

Obstgehölze (Auswahl alter robuster Sorten), z.B.: 

Apfelsorten:
• Birkenfelder Rotapfel Brettacher 
• Goldrenette aus Blenheim 
• Jakob Lebel 
• Kaiser Wilhelm 
• Roter Boskoop 
• Weinröschen

Birnensorten:
• Köstliche aus Charneux 
• Frankelbacher Weinbirne

Kirschen:
• Hedelfi nger Riesenkirsche
• Schneiders Späte Knorpelkirsche 
• Rote Straußkirsche

Artenauswahl für Strauchpflanzungen

standortheimische Straucharten 
• Cornus sanguinea - Roter Hartriegel
• Corylus avellana - Hasel
• Euonymus europaeus - Pfaffenhütchen
• Ligustrum vulgare - Liguster
• Lonicera xylosteum - Heckenkirsche
• Viburnum lantana - Wolliger Schneeball

Artenauswahl für Waldsäume

Landschaftsgehölze 2. Ordnung 
• Acer campestre - Feldahorn
• Carpinus betulus - Hainbuche
• Prunus avium - Vogelkirsche
• Sorbus aria - Mehlbeere
• Sorbus aucuparia - Vogelbeere
• Sorbus torminalis - Elsbeere

standortheimische Straucharten
• Cornus sanguinea - Roter Hartriegel
• Corylus avellana - Hasel
• Crataegus monogyna - Weißdorn
• Euonymus europaeus - Pfaffenhütchen
• Lonicera xylosteum -Heckenkirsche
• Rosa canina - Heckenrose

10. ERHALT VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND 
SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25 B BAUGB

M 7 Erhalt der Gehölzbestände und Grünflächen
Die in der Planzeichnung gekennzeichneten Gehölz-
bestände sind dauerhaft zu erhalten und ggf. während 
des Baubetriebes gem. DIN 18 920 zu schützen. Ab-
gehende Gehölze sind gleichwertig zu ersetzen.

11. KOMPENSATIONSMASSNAHME
 GEM. § 9 ABS. 1A BAUGB

M 6 Etablierung eines Waldrandes
Als Ausgleich für die Neuversiegelung ist im Bereich 
des gerodeten Fichtenbestandes auf den Parzellen 
1764/2 und 1792/2 in Verlängerung zu der bereits 
bestehenden Kompensationsfläche ein neuer 
Waldrand aus standortheimischen Laubsträuchern und 
Laubbäumen 2. Ordnung gem. Gehölzliste anzu-
legen. Der mindestens 730 m² große Waldrand ist 
als stufiger Aufbau anzupflanzen. Mindestens 5% 
des Gehölzanteils hat aus seltenen Laubgehölzarten 
zu bestehen. Zur Schaffung von Strukturen sind ein-
zelne Stammabschnitte, Wurzelstubben als Totholz 
bzw. Totholzhaufen im Waldsaum zu belassen. Eine 
Anpflanzung von Laubbäumen 1. Ordnung außer-
halb des Sicherheitsabstandes von 30 m zu den fest-
gelegten Baugrenzen im Plangebiet ist zulässig. Die 
Maßnahme wird durch das Forstamt Kaiserslautern 
ausgeführt.

12. GRENZE DES RÄUMLICHEN GELTUNGS-
BEREICHES DER ERGÄNZUNGSSATZUNG

    GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan.

• Der Stadtrat der Stadt Landstuhl hat am __.__.____ 
die Einleitung des Verfahrens zur Aufstellung der 
Ergänzungssatzung „Hospiz mit Erweiterung“ 
gem. § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB beschlossen (§ 2 
Abs. 1 BauGB).

• Der Beschluss, das Verfahren zur Aufstellung der Er-
gänzungssatzung einzuleiten, wurde am 
__.__.____ ortsüblich bekanntgemacht (§ 2 Abs. 
1 BauGB).

• Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel-
tungsbereich der Ergänzungssatzung gelegenen 
Flurstücke hinsichtlich ihrer Grenzen und Bezeich-
nungen mit dem Liegen schaftskataster überein-
stimmen.

• Die Ergänzungssatzung wird gem. § 13 BauGB im 
vereinfachten Verfahren aufgestellt. Gem. § 13 Abs. 
3 BauGB wird eine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB nicht durchgeführt. Im Rahmen der Aufstel-
lung der Ergänzungssatzung fi nden die Vorschriften 
über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 
nach § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 und Satz 2 An-
wendung. 

• Der Stadtrat der Stadt Landstuhl hat in seiner Sit-
zung am __.__.____ den Entwurf gebilligt und die 
öffentliche Auslegung der Ergänzungssatzung 
„Hospiz mit Erweiterung“ beschlossen (§ 13 Abs. 2 
BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

• Der Entwurf der Ergänzungssatzung, bestehend 
aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil 
B) sowie der Begründung, hat in der Zeit vom 
__.__.____ bis einschließlich __.__.____ öffent-
lich ausgelegen (§ 3 Abs. 2 BauGB).

• Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem Hin-
weis, dass Stellungnahmen während der Ausle-
gungsfrist von jedermann schriftlich, zur Nieder-
schrift oder per Mail abgegeben werden können, 
dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnah-
men bei der Beschlussfassung über die Ergän-
zungssatzung unberücksichtigt bleiben können, am 
__.__.____ ortsüblich bekannt gemacht (§ 3 Abs. 
2 BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange wurden mit Schreiben vom __.__.____ von 
der Beteiligung der Öffentlichkeit benachrichtigt (§ 
13 Abs. 2 Nr. 2 und 3 BauGB). Ihnen wurde eine 
Frist bis zum __.__.____ zur Stellung nahme ein-
geräumt.

• Während der Beteiligung gingen seitens der Behör-
den und der sonstigen Träger öffentlicher Belange, 
der Nachbargemeinden sowie der Bürger Anregun-
gen und Stellungnahmen ein. Die Abwägung der 
vorgebrachten Bedenken und Anregungen erfolgte 
durch den Stadtrat am __.__.____. Das Ergebnis 
wurde denjenigen, die Anregungen und Stellung-
nahmen vorgebracht haben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 
Satz 4 BauGB).

• Der Stadtrat der Stadt Landstuhl hat am __.__.____ 
die Ergänzungssatzung „Hospiz mit Erweiterung“ 
als Satzung beschlossen (§ 10 Abs. 1 BauGB). Die 
Ergänzungssatzung besteht aus der Planzeichnung 
(Teil A) und dem Textteil (Teil B) sowie der Begrün-
dung.

• Die Ergänzungssatzung „Hospiz mit Erweiterung“ 
wird hiermit als Satzung ausgefertigt.

Landstuhl, den __.__.____

Der Stadtbürgermeister

• Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit 
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 
sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 215 BauGB, 
ferner auf Fälligkeit und Erlöschen der Entschädi-
gungsansprüche gem. §  44 Abs. 3 Satz 1 und 2 
sowie Abs. 4 BauGB und § 44 Abs. 5 BauGB und 
auf die Rechtsfolgen des § 24 Abs.  6 Gemeinde-
ordnung Rheinland-Pfalz (GemO) hingewiesen 
worden.

• Mit dieser Bekanntmachung tritt die Ergänzungssat-
zung „Hospiz mit Erweiterung“, bestehend aus der 
Plan zeich nung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) sowie 
der Begründung, in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).

Landstuhl, den __.__.____

Der Stadtbürgermeister

VERFAHRENSVERMERKE

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 57-63 Landeswassergesetz)
• Das Plangebiet ist über die vorhandene öffentliche Kanalisation in der Nardinistraße zu entwässern. 
• Das Niederschlagswasser (Oberfl ächenwasser) ist auf den Grundstücken breitfl ächig über die belebte Boden-

zone zurückzuhalten und zu versickern. 
• Die genaue Bewirtschaftung des Niederschlagswassers (auch sofern eine Versickerung nicht möglich ist) ist 

im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens in einem Entwässerungskonzept darzustellen und mit den Was-
serbehörden (Untere Wasserbehörde - Kreisverwaltung Kaiserslautern - und Obere Wasserbehörde - SGD Süd 
Regionalstelle Kaiserslautern) abzustimmen.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 88 LBauO)
• Dachform /-neigung: Zulässig sind Flach- und Pultdächer mit einer max. Dachneigung von 0 bis 10 Grad. 
• Reduzierung des Oberflächenwasserabflusses: Die Oberflächen der Garagenzufahrten, sonstigen Einfahrten, 

Stellplätze und Hofflächen sind ausschließlich aus wasserdurchlässigen Materialien (z.B. Splittdecke, Rasen-
gittersteine, Rasenfugensteinen, Splittfugenpflaster, Schotterrasen, wassergebundene Decken) herzustellen. 
Auch der Unterbau ist entsprechend wasserdurchlässig herzustellen. Ausnahmen sind aus Gründen der bar-
rierefreien Gestaltung möglich (M 2).

• Böschungen, Stützmauern, Abgrabungen und Aufschüttungen: Aufschüttungen und Abgrabungen auf den 
privaten Grundstücksflächen dürfen nur in solchem Maß vorgenommen werden, wie diese für die Errichtung 
der baulichen Anlagen, zum Anlegen von Erdterrassen, zur Herstellung des Geländeausgleichs oder der Her-
stellung der öffentlichen und privaten Verkehrsflächen erforderlich sind.

• Stellplätze: Je 6 bis 10 Betten ist ein Stellplatz nachzuweisen. Zusätzlich sind 75% der benötigten Stellplätze 
für Besucher:innen nachzuweisen.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN
(GEM. § 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LWG)

ERGÄNZUNGSSATZUNG „HOSPIZ“ (2013)

Rote Balkenlinie = Geltungsbereich der Änderung; Quelle: Stadt Landstuhl; Bearbeitung Kernplan GmbH; Maßstab: 1:1.000
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LEGENDE

BESTAND

Gebäude

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches

Flurstücksgrenze / -nummer1829/10

Straßenverkehrsfläche mit Gehwegen

Private Grünfläche

Baugrenze Flächen für Stellplätze und GaragenSt/Ga

BIOTOPTYPEN

A - WÄLDER

(gem. Biotoptypenkatalog des Landesamtes für Umwelt, RLP (Stand 06/2020))

ÜBERSICHTSKARTE                                                  M. 1 : 10 000

Lage
Plangebiet

KONFLIKTE

Beeinträchtigung der biologischen Vielfalt durch den Verlust von Einzelgehölzen und Gebüschen
(K 2.1) und den Verlust von Vegetationsflächen (Hochstaudenflur, Ruderalflur) (K 2.2)

Beeinträchtigung des Naturhaushaltes durch die geplante Bebauung und Verkehrsflächen (K 1)
Lebensraumverlust für Tiere und Pflanzen / Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen / Beeinträchtigung des Wasser-
haushaltes (Oberflächenabfluss, Grundwasserneubildung, Verlust an Versickerungsfläche)

GRÜNORDNERISCHE MASSNAHMEN

Rodung von Gehölzen nur außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeit der Vögel
(nur vom 1. Okt. bis 28. Febr.)

Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

nicht überbaubare, gärtnerisch anzulegende Grundstücksfläche

Nummer einer grünordnerischen MaßnahmeM ...

M 10 Vogelfreundliches Bauen
Empfehlung der Beachtung des Vogelschutzes bei Glasbauten (siehe auch „Vogelfreundliches Bauen mit
Glas und Licht (Schmid, H., Doppler, W., Heynen D. & Rössler, M. (2012))

M 8 Photovoltaikanlagen (Empfehlung)
Im gesamten Plangebiet wird empfohlen, auf den Solarinstallations-Eignungsflächen von sämtlichen neu
zu errichtenden Gebäuden mit einer Nutzfläche von mehr als 100 m² Photovoltaikanlagen zur
Stromerzeugung zu installieren. Die Mindestgröße der gesamten Photovoltaikanlage sollte 60% der
Solarinstallations-Eignungsfläche betragen.
Auf eine hinsichtlich der Ertragsleistung der Anlagen optimierte Gebäudestellung ist zu achten.
Die Verpflichtung wird auch erfüllt, wenn auf anderen baulichen Anlagen auf einem Grundstück die
geforderte Erzeugungsleistung erreicht wird. Anstelle der Photovoltaikmodule zur Solarstromerzeugung
können ganz oder teilweise Solarwärmekollektoren installiert werden.
Ein kombinierter Einsatz von Photovoltaikanlagen mit Dachbegrünung (bei Flachdächern) ist aufgrund
des gesteigerten Wirkungsgrades sinnvoll und zulässig.

ERLÄUTERUNG  DER  GRÜNORDNERISCHEN  MASSNAHMEN

M 3 Begrünung der Grundstücksfreiflächen
Die nicht überbauten, unbefestigten Grundstücksflächen sind als Vegetationsflächen naturnah anzulegen und
dauerhaft zu unterhalten. Diese sind bei Neu- oder Umgestaltung mit einer krautreichen Rasenmischung
einzusäen und zu einem vielfältigen Kräuter- bzw. Blumenrasen zu entwickeln. Es sind gebietsheimische
Rasenmischungen mit einem Mindestanteil von 15 % Kräuter und 85 % Gräser zu verwenden.
Die Anlage von Ziergartenflächen, im Sinne von Beetstrukturen, ist zulässig. Diese sind struktur- und artenreich
anzulegen und es sind vorzugsweise heimische Staudenarten zu verwenden, um Nahrungs- und Lebensraum für
heimische Tierarten zu etablieren.
In den Vegetations- und Gartenflächen ist nur die Verwendung von offenporigen, wasserdurchlässigen
Materialien erlaubt. Zulässig ist die Verwendung von wasserdichten oder nicht durchwurzelbaren Materialien nur
bei dauerhaft mit Wasser gefüllten Flächen. Großflächig mit Steinen bedeckte Flächen, auf denen hauptsächlich
Steine zur Gestaltung verwendet werden und Pflanzen nicht oder nur in geringer Zahl vorkommen (Steingärten),
sind im Bereich dieser Freiflächen nicht zulässig.
Mindestens 10 % der nicht überbauten Grundstücksflächen sind mit einer standortgerechten Strauchpflanzung
anzulegen. Zur Eingrünung ist je 300 m² nicht überbauter Grundstücksfläche mindestens ein hochstämmiger
Obst- oder Laubbaum 2. Ordnung zu pflanzen, dauerhaft zu unterhalten und bei Abgängigkeit nachzupflanzen.
Die bereits erfolgten Anpflanzungen können angerechnet werden.
Die in der Plandarstellung vorgegebenen Baumstandorte dienen nur der Visualisierung und sind nicht
bindend. Bei der Auswahl des Baumstandortes ist ggf. auf eine zukünftige Beschattung von Photovoltaik-
Anlagen zu achten. In diesem Falle sind möglichst niedrigwachsende Baumarten zu verwenden.

Schutz des Oberbodens
Während den Baumaßnahmen ist der Boden gemäß DIN 18 915 (schonender Umgang mit Oberboden) i. V.
mit § 202 BauGB zu schützen. Anfallender unbelasteter Erdaushub ist einer Wiederverwertung zuzuführen
und soweit wie möglich auf dem Baugrundstück selbst wieder einzubauen.

M 1

M 6 Etablierung eines Waldrandes
Als Ausgleich für die Neuversiegelung ist im Bereich des gerodeten Fichtenbestandes auf den Parzellen
1764/2 und 1792/2 in Verlängerung zu der bereits bestehenden Kompensationsfläche ein neuer Waldrand
aus standortheimischen Laubsträuchern und Laubbäumen 2. Ordnung gem. beigefügter Gehölzliste
anzulegen. Der mindestens 730 m² große Waldrand ist als stufiger Aufbau anzupflanzen. Mindestens 5% des
Gehölzanteils hat aus seltenen Laubgehölzarten zu bestehen. Zur Schaffung von Strukturen sind einzelne
Stammabschnitte, Wurzelstubben als Totholz bzw. Totholzhaufen im Waldsaum zu belassen. Eine
Anpflanzung von Laubbäumen 1. Ordnung außerhalb des Sicherheitsabstandes von 30 m zu den festgelegten
Baugrenzen im Plangebiet ist zulässig. Die Maßnahme wird durch das Forstamt Kaiserslautern ausgeführt.

M 9 Rodung von Gehölzbeständen
Die Rodung von Gehölzbeständen bzw. die Baufeldfreiräumung ist nur in der Zeit vom 1. Oktober bis
28. Februar außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeit von Vögeln durchzuführen.

M 2 Reduzierung des Oberflächenwasserabflusses
Die Oberflächen der Garagenzufahrten, sonstigen Einfahrten, Stellplätze und Hofflächen sind ausschließlich aus
wasserdurchlässigen Materialien (z.B. Splittdecke, Rasengittersteine, Rasenfugensteinen, Splittfugenpflaster,
Schotterrasen, wassergebundene Decken) herzustellen. Auch der Unterbau ist entsprechend wasserdurchlässig
herzustellen. Ausnahmen sind aus Gründen der barrierefreien Gestaltung möglich.

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten
zu belastende Flächegr, fr, lr

Luftbilder: Digitale Orthophotos (DOP)
(https://lvermgeo.rlp.de/de/geodaten/opendata/)

Datengrundlage: Geobasisinformationen der Vermessungs- und Kataster-
verwaltung Rheinland-Pfalz - (Zustimmung vom 15. Oktober 2002)
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M 7

AJ 0

AU 0 Aufforstung

Fichtenwald

BF 3 Laubbaum

BF 3 Nadelbaum

BB 0 Gebüsch

B - KLEINGEHÖLZE

LB 0 Farnbestand

L - ANNUELLENFLUREN, FLÄCHENHAFTE HOCHSTAUDENFLUR 

Halbruderale Gräser- und Kräuterfluren mäßig trockener bis frischer Standorte

WEITERE GRÄSER-, KRÄUTER- UND HOCHSTAUDENFLUREN, SÄUME

K 2.1

K 2.2

M 4 Begrünung der Böschungsflächen
Die Böschungsflächen zwischen den Verkehrsflächen und dem vorhandenen Parkstreifen an der
Nardinistraße sind als Vegetationsfläche (vorzugsweise als naturnahes Stauden- und Grasbeet mit
standortgerechten und ggf. schattenverträglichen Stauden bzw. Pflanzenarten) auszubilden. Die
Verwendung von einzelnen Ziersträuchern und von Vlies, Folie, Substratmatten oder ähnlichem zur
Herstellung von Vegetationsträgern ist in diesem Bereich zulässig.

M 5 Dachbegrünung
Flachdächer und flach geneigte Dächer von Hauptgebäuden, Nebenanlagen, Garagen, Carports, usw. mit
einem Neigungswinkel von bis zu 10° sind dauerhaft mit einer Dachbegrünung anzulegen. Die durchwurzel-
bare Mindestsubstratstärke hat je nach Dachneigung mind. 6 bis 8 cm zu betragen. Zur Erhöhung der Arten-
und Strukturvielfalt ist vorzugsweise eine extensive Dachbegrünung vorzusehen. Diese Rückhaltemöglichkeit
kann für die Bereitstellung des erforderlichen Rückhaltevolumens angerechnet werden.
Auf eine Dachbegrünung kann auf Teilflächen verzichtet werden, soweit technische Ein- und Aufbauten,
insbesondere solche zur Belüftung, Belichtung und zur Stromerzeugung, dem entgegenstehen.

M 7 Erhalt der Gehölzbestände und Grünflächen
Die im Planteil gekennzeichneten Gehölzbestände sind dauerhaft zu erhalten und ggf. während des
Baubetriebes gem. DIN 18 920 zu schützen. Abgehende Gehölze sind gleichwertig zu ersetzen.

M 8 M 10

HJ 1 Ziergarten

H - WEITERE ANTHROPOGENBEDINGTE BIOTOPE 

Anpflanzung von standortheimischen Laubbaum-Hochstämmen (Standort als Vorschlag)

ERLÄUTERUNG  DER  GRÜNORDNERISCHEN  MASSNAHMEN (Fortsetzung)

LANDSTUHL

PLANUNG

BESTANDSPLAN

Luftbilder: Digitale Orthophotos (DOP)
(https://lvermgeo.rlp.de/de/geodaten/opendata/)

Datengrundlage: Geobasisinformationen der Vermessungs- und Kataster-
verwaltung Rheinland-Pfalz - (Zustimmung vom 15. Oktober 2002) MASSNAHMENPLAN

M 6

M 9

Straßenlaterne

SchnittheckeBD 5

Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern
und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern  (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

dauerhaft zu erhaltender Gehölzbestand

Gebäude p

Ausweisung der Ausgleichsfläche "Aufbau eines neuen Waldrandes aus standortheimischen
Sträuchern und Laubbäumen 2. Ordnung" im Rahmen der Ergänzungssatzung Hospiz 2013

M 4

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft

Entwicklung eines neuen Gehölzrandes

Aufbau eines neuen Waldrandes aus standortheimischen Laubsträuchern und
Laubbäumen 2. Ordnung

K 1

M 3
(Forts.)

Begrünung der Grundstücksfreiflächen
Stellplätze für Müll- und Wertstoffbehälter sind mit ortsfesten Anlagen (z.B. Pergolen oder Palisaden) aus
naturnahen Materialien und/oder aus gebietsheimischen Bepflanzungen gegen Sicht abzuschirmen.

Quelle: LF-Plan - Planungsbüro für Landschaftsökologie und Freiraumgestaltung; Maßstab: 1:1.000

HINWEISE

Verfahren und Vorhabenszulässigkeit
• Im Geltungsbereich richtet sich die Vorhabenzulässigkeit nach den Maßstäben des § 34 BauGB, sofern diese 

Ergänzungssatzung keine die Maßstäbe ersetzenden Festsetzungen trifft. Die bestehende Ergänzungssatzung 
„Hospiz“ gem. § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB von 2013 für das betreffende Gebiet wird durch diese Ergänzungssatzung 
ersetzt.

Artenschutz
• Die Rodung von Gehölzbeständen bzw. die Baufeldfreiräumung ist nur in der Zeit vom 1. Oktober bis 28. 

Februar außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeit von Vögeln durchzuführen (M 9). 
• Empfehlung der Beachtung des Vogelschutzes bei Glasbauten (siehe auch „Vogelfreundliches Bauen mit Glas 

und Licht (Schmid, H., Doppler, W., Heynen D. & Rössler, M. (2012)) (M 10)
Bodenschutz
• Während den Baumaßnahmen ist der Boden gemäß DIN 18 915 (schonender Umgang mit Oberboden) i. V. 

mit § 202 BauGB zu schützen. Anfallender unbelasteter Erdaushub ist einer Wiederverwertung zuzuführen 
und soweit wie möglich auf dem Baugrundstück selbst wieder einzubauen (M 1).

Denkmalschutz und Archäologie
• Es gilt allgemein die Anzeige-, Erhaltungs- und Ablieferungspfl icht für archäologische Funde bzw. Befunde 

gem. § 16 - 21 DSchG Rheinland-Pfalz.
• Es wird darauf hingewiesen, dass die Meldepfl icht besonders für die Maßnahmen zur Vorbereitung der Er-

schließungsmaßnahmen gilt. Diese Meldepfl icht liegt beim Vorhabenträger im Sinne der Verwaltungsvor-
schrift des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur zur Durchführung von § 21 Abs. 
3 DSchG, Punkt 2, sowie für die späteren Erdarbeiten beim Bauträger/ Bauherr. 

• Die ausführenden Baufi rmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes (DSchG) 
vom 23.3.1978 (GVBl., 1978, S. 159 ff), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26.11.2008 (GVBl., 2008, S. 301) 
sowie durch Art. 3 des Gesetzes vom 03.12.2014 (GVBl. S. 245) hinzuweisen. Danach ist jeder zutage kom-
mende, archäologische Fund unverzüglich zu melden, die Fundstelle soweit als möglich unverändert zu lassen 
und die Gegenstände sorgfältig gegen Verlust zu sichern.

• Der vorangehende Hinweis entbindet Bauträger/Bauherren bzw. entsprechende Abteilungen der Verwaltung 
jedoch nicht von der Meldepfl icht und Haftung gegenüber der GDKE.

• Sollten archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion Landesarchäologie ein angemessener 
Zeitraum einzuräumen, damit Rettungsgrabungen, in Absprache mit den ausführenden Firmen, planmäßig 
den Anforderungen der heutigen archäologischen Forschung entsprechend durchgeführt werden können. Im 
Einzelfall ist mit Bauverzögerungen zu rechnen. Je nach Umfang der evtl. notwendigen Grabungen sind von 
Seiten der Bauherren/Bauträger fi nanzielle Beiträge für die Maßnahmen erforderlich.

• Die Direktion Landesarchäologie ist an den weiteren Verfahrensschritten zu beteiligen, da jederzeit bisher 
unbekannte Fundstellen in Erscheinung treten können.

• Im Planungsgebiet können sich zudem bisher nicht bekannte Kleindenkmäler (wie Grenzsteine) befi nden. 
Diese sind zu berücksichtigen bzw. dürfen von Planierungen o. ä. nicht berührt oder von ihrem angestamm-
ten, historischen Standort entfernt werden.

Bauausführung / Materialwahl 
• Aus gesundheitlichen und ökologischen Gesichtspunkten ist bei der Wahl von Baumaterialien auf schadstoff- 

und emissionsarme Bauprodukte zu achten. Es wird auf die kostenlose Broschüre „Zukunft Bauen – Ökologi-
sche Baustoffwahl“ unter https://www.wecobis.de/fi lead-min/images/Sonderthemen/ZukunftBAU_
Brosch%c3%bcre.pdf verwiesen. 

• Zur Anpassung an den Klimawandel sollte auf die Verwendung von Materialien bzw. Anstrichen mit einem 
hohen Rückstrahlvermögen (Refl exionsstrahlung) bei Fassaden- und Dachkonstruktionen zur Minimierung 
von „Wärmeinseleffekten“ im Bereich von Gebäuden geachtet werden. Der Grad der Refl exion (Albedo-Wert) 
der zu verwendenden Materialien sollte den Wert von 0,3 nicht unterschreiten.
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für die geplante Nutzung typischen und 
notwendigen Gebäudetypes. Aufgrund des 
Anbaus an den Bestand muss die abwei-
chende Bauweise festgesetzt werden (Ge-
bäudelänge > 50 m ).

Überbaubare und nicht über-
baubare Grundstücksflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 
BauNVO

Die überbaubare Grundstücksfläche wird 
durch die Festsetzung von Baugrenzen be-
stimmt. Die Baugrenzen dürfen durch Ge-
bäude und Gebäudeteile nicht überschrit-
ten werden. Demnach sind die Gebäude in-
nerhalb des im Plan durch Baugrenzen defi-
nierten Standortes zu errichten. Ein Vortre-
ten von Gebäudeteilen in geringfügigem 
Ausmaß ist zulässig.

Die festgesetzten Baugrenzen orientieren 
sich an denen der rechtskräftigen 
Ergänzungssatzung „Hospiz“ und führen 
diese fort. 

Die Abmessungen des durch die Baugrenzen 
beschriebenen Baufensters wurden so ge-
wählt, dass hinsichtlich der späteren Reali-
sierung ausreichend Spielraum verbleibt 
und gleichzeitig ein harmonisches Einfügen 
in den Bestand gewährleistet wird. Außer-
dem orientieren sich die Baugrenzen im 
Westen an dem angrenzenden Waldbe-
stand und wurden so gewählt, dass es im 
Zuge des einzuhaltenden Waldabstandes zu 
einer möglichst geringen Waldumwandlung 
kommt.

Die Abgrenzung der überbaubaren 
Grundstücksflächen schränkt die Bebaubar-
keit bestimmter Grundstücksteilbereiche 
ein. Dadurch werden die natürlichen Bo-
denfunktionen durch eine maßvolle 
Flächeninanspruchnahme geschützt und 
Ruhezonen in Form zusammenhängender 
Freibereiche geschaffen.

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen sind auch außerhalb der überbau-
baren Grundstücksflächen zulässig, sofern 
sie dem Nutzungszweck der in dem Bauge-
biet gelegenen Grundstücken oder des Bau-
gebietes selbst dienen und seiner Eigenart 
nicht widersprechen. Damit ist eine zweck-
mäßige Bebauung der Grundstücke mit den 
erforderlichen Nebenanlagen und Einrich-
tungen sichergestellt, ohne gesondert Bau-
fenster ausweisen zu müssen.

Flächen für Stellplätze, 
Carports, Garagen und Müll-
sammelplatz

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB 

Die Festsetzung der Flächen für Stellplätze, 
Carports, Garagen und den Müllsammel-
platz dient der Ordnung des ruhenden Ver-
kehrs durch ein ausreichendes Stellplatzan-
gebot und der Anordnung der erforderli-
chen Nebenanlagen. Die für die geplante 
Nutzung erforderlichen Stellplätze werden 
ausschließlich auf dem Grundstück bereit-
gestellt. Hierdurch werden Beeinträchtigun-
gen der bereits bestehenden Bebauung in 
der Nachbarschaft des Plangebietes vermie-
den (Parksuchverkehr etc.).

Die Lage der Stellplatzfläche wird außer-
halb der überbaubaren Grundstücksfläche 
über Flächen für Stellplätze, Carports, Gara-
gen und Müllsammelplatz festgesetzt.

Darüber hinaus ermöglicht die Festsetzung 
die Unterbringung von Nebenanlagen, die 
dem Nutzungszweck des Hospiz dienen 
(z.B. Müllsammelplatz).

Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung; hier: Privat-
weg

Gem. § 9 Abs. Nr. 11 BauGB 

Durch die Festsetzung der Verkehrsfläche  
besonderer Zweckbestimmung; hier: Privat-
weg wird die interne Erschließung des 
Plangebietes sichergestellt. 

Die Festsetzung wurde aus der rechtskräfti-
gen Ergänzungssatzung „Hospiz“ über-
nommen und führt diese fort. 

Entgegen der damaligen Festsetzung wurde 
anstelle einer öffentlichen Straßenverkehrs-
fläche ein Privatweg aufgenommen, was 
auch der tatsächlichen Ausgestaltung ent-
spricht.

Unterirdische Versorgungslei-
tung; hier: Gashochdrucklei-
tung 

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB

Durch das Plangebiet verläuft eine Gas-
hochdruckleitung. Da hiervon Flächen des 
Plangebietes in Anspruch genommen wer-
den, wird der Verlauf der Leitung im Bereich 
dieser Nutzung in die Ergänzungssatzung 
übernommen. Vor der Bebauung dieser Flä-

che müssen die erforderlichen Einweisun-
gen rechtzeitig mit dem Leitungsträger ab-
gestimmt werden.

Private Grünfläche

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Die Festsetzung der Grünfläche dient der 
Eingrünung des Grundstückes nach Norden, 
Osten und Westen hin. Zudem wird durch 
die Festsetzung der privaten Grünfläche der 
versiegelbare Teil des Plangebietes auf das 
notwendige Maß reduziert.

Mit Geh-, Fahr und Leitungs-
rechten zu belastende Flächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB

Die Belastung von Teilen des Plangebietes 
mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten dient 
zum einen dazu dem Versorgungsträger die 
Zugänglichkeit der Grundstücke zu War-
tungs-/Instandhaltungszwecken zu gewähr-
leisten und zum anderen zum Schutz der 
unterirdischen Gashochdruckleitung.

Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB i.V.m. § 9 Abs. 
1 Nr. 25 a BauGB

Die festgesetzten Maßnahmen dienen der 
Minimierung der Umweltwirkungen im All-
gemeinen und der Vermeidung von Verbots-
tatbestände nach §§ 19 und 44 BNatSchG. 
Darüber hinaus sollen die Festsetzungen 
dazu beitragen, die Beeinträchtigungen der 
durch das Planvorhaben induzierten Eingrif-
fe zu mindern und so weit wie möglich aus-
zugleichen.

Die Festsetzungen dienen darüber hinaus 
der Eingrünung der baulichen Anlagen und 
oberirdischen Stellplätze zur Steigerung der 
Aufenthaltsqualität und zur Verbesserung 
der siedlungsökologischen und städtebauli-
chen Qualität im Plangebiet und dem Einfü-
gen in das Stadtbild. 

Erhalt von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB

Der ökologisch hochwertige Gehölzbestand 
innerhalb des Plangebietes ist zum Erhalt 
vorgesehen. Somit wird gewährleistet, dass 
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der schützenswerte Baumbestand innerhalb 
des Plangebietes, in seinem Bestand erhal-
ten wird und der Eingriff in die Natur und 
Landschaft reduziert wird.

Kompensationsmaßnahme

Gem. § 9 Abs. 1 a BauGB

Als Ausgleich für die Neuversiegelung ist im 
Bereich des angrenzend zum Plangebiet ge-
rodeten Fichtenbestandes ein neuer Wald-
rand aus standortheimischen Laubsträu-
chern und Laubbäumen anzulegen.

Die Kompensationsmaßnahme ist den text-
lichen Festsetzungen der Ergänzungs- 
satzung, den Erläuterungen und dem Maß-
nahmenplan des Fachbeitrages Naturschutz 
zu entnehmen.

Die v.g. Festsetzung stellt die vollständige 
Kompensation des aus dem Planvorhaben 
resultierenden Eingriffs in den Waldbestand 
sicher. Gleichzeitig wird die Verkehrssicher-
heit aufgrund des Heranrückens der Bebau-
ung an den Waldrand gewährleistet.

Festsetzungen aufgrund landes
rechtlicher Vorschriften (gem. 
§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. Lan-
deswassergesetz)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 
BauGB i.V.m. §§ 57-63 Landes-
wassergesetz)

Die festgesetzten Maßnahmen der Abwas-
serbeseitigung dient der ordnungsgemäßen 
Entwässerung aller Flächen innerhalb des 
Plangebietes. Die Entsorgungsinfrastruktur 
ist aufgrund der bestehenden Bebauung 
bereits grundsätzlich vorhanden.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 
4 BauGB i.V. mit § 88 LBauO)

Für Bebauungspläne können gem. § 9 Abs. 
4 BauGB i.V.m. § 88 der Landesbauordnung 
(LBauO) gestalterische Festsetzungen ge-
troffen werden.

Um gestalterische Mindestanforderungen 
planungsrechtlich zu sichern und damit ge-
stalterische Negativwirkungen auf das 
Stadt- und Landschaftsbild zu vermeiden, 
werden örtliche Bauvorschriften in die Er-
gänzungssatzung aufgenommen.

Die getroffenen Einschränkungen bei der 
Dachform, Dachneigung, Dacheindeckung 
und Fassadengestaltung sind aus der be-
stehenden Satzung übernommen und ge-
währleisten, dass sich der Anbau in den Be-
stand einfügt.

Um das Plangebiet für eine zweckmäßige 
Nutzung nutzbar zu machen, sind Böschun-
gen, Stützmauern, Abgrabungen und Auf-
schüttungen erforderlich. 

Zwecks naturschutzfachlicher Aufwertung, 
zur Verbesserung des Mikroklimas sowie 
zur ansprechenden Gestaltung des 
Plangebietes sind die Flächen, die nicht als 
Stellplätze, Zufahrten, Terrassen oder Wege 
benötigt werden, unversiegelt zu belassen 
und gärtnerisch als Zier- oder Nutzgarten 
anzulegen. Großflächig mit Steinen bedeck-
te Flächen, auf denen hauptsächlich Steine 
zur Gestaltung verwendet werden und 
Pflanzen nicht oder nur in geringer Zahl vor-
kommen (Schottergärten), sind im Bereich 
dieser Freiflächen nicht zulässig. Die Ober-
flächen der Garagenzufahrten, sonstigen 
Einfahrten, Stellplätze und Hofflächen sind 
aus wasserdurchlässigen Materialien (z.B. 
Splittdecke, Rasengittersteinen, Rasenfu-
gensteinen, Splittfugenpflaster usw.) herzu-
stellen. Auch der Unterbau ist entsprechend 
wasserdurchlässig herzustellen. Ausnah-
men sind aus Gründen der barrierefreien 
Gestaltung möglich. 

Zur Gewährleistung einer ausreichenden 
Anzahl an Stellplätzen, wird ein nachzuwei-
sende Stellplatzschlüssel definiert. Dieser 
Stellplatzschlüssel entspricht dem, was dem 
vorhandenen Hospiz zugrunde zu legen war 
und sich als ausreichend erwiesen hat.
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das 
Abwägungsgebot gem. § 1 Abs.  7 BauGB 
von besonderer Bedeutung. Danach muss 
die Kommune als Planungsträger bei der 
Aufstellung einer Satzung die öffentlichen 
und privaten Belange gegeneinander und 
untereinander gerecht abwägen. Die Abwä-
gung ist die eigentliche Planungsent- 
scheidung. Hier setzt die Kommune ihr städ-
tebauliches Konzept um und entscheidet 
sich für die Berücksichtigung bestimmter In-
teressen und die Zurückstellung der dieser 
Lösung entgegenstehenden Belange. 

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

•	 Sammlung des Abwägungsmaterials

•	 Gewichtung der Belange

•	 Ausgleich der betroffenen Belange

•	 Abwägungsergebnis

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen 
Lebensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
chen Auswirkungen beachtet und in die 
Satzung eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse

Das Plangebiet ist von Nutzungen umge-
ben, die dem Planvorhaben entsprechen. 
Gegenseitige Beeinträchtigungen sind nicht 
bekannt oder zu erwarten. § 34 BauGB 
stellt bei der Frage der zulässigen Nutzun-
gen den Maßstab. Es werden keine Nutzun-
gen ermöglicht, die zu einer Beeinträchti-
gung der Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
führen.

Auswirkungen auf die sozialen Be-
dürfnisse und Wohnbedürfnisse der 
Bevölkerung

Die Erweiterung des Hospiz ist für die sozia-
le und gesundheitliche Infrastruktur bedeut-
sam, da dies eine angemessene Begleitung 
Sterbender ermöglicht. Damit wird auch ein 
Beitrag zur Daseinsvorsorge geleistet.

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Der Geltungsbereich liegt in Stadtrandlage 
im unmittelbaren Anschluss an das be-
stehende Hospiz mit dazugehörigen 
Gartenflächen.

Im Zuge der Realisierung des Vorhabens 
kommt es zu einer geringfügigen Versiege-
lung bisher unbebauter Flächen. 

Durch die bestehenden Nutzungen auf der 
Fläche selbst und durch das unmittelba-
rangrenzende Krankenhaus ist das Gebiet 
als durch Bewegungsunruhe und Lärm vor-
belastet einzustufen.

Aufgrund der Vorbelastungen sowie der Be-
wegungsunruhe sind die Lebensraumstruk-
turen des Plangebietes und der näheren 
Umgebung eingeschränkt, sodass der Gel-
tungsbereich keine besondere Wertigkeit 
für Tiere und Pflanzen hat. Auch hinsichtlich 
der Arten und Biotope sowie der biologi-
schen Vielfalt ist der Geltungsbereich beein-
trächtigt. Das Gebiet hat keine besondere 
naturschutzfachliche oder ökologische Be-
deutung. Von dem Planvorhaben sind keine 
gesetzlich geschützten Biotope, FFH- 
Lebensraumtypen und bestandsgefährde-
ten Biotoptypen oder Tier- und Pflanzenar-
ten betroffen. Es kommen ebenfalls keine 
Tier- oder Pflanzenarten mit besonderem 
Schutzstatus vor. Schäden n. § 19 BNatSchG 
i.V. mit dem Umweltschadensgesetz sind 
nicht zu erwarten.

Auswirkungen auf die Erhaltung, Ge-
staltung und Erneuerung des Stadt- 
und Landschaftsbildes

Das Stadt- und Landschaftsbild wird durch 
die geplante Errichtung eines Erweiterungs-
baus für das bestehende Hospiz nicht er-
heblich negativ beeinträchtigt. Die geplante 

Bebauung fügt sich in die Umgebung und 
den Bestand  ein.

Auswirkungen auf die Belange der 
Forstwirtschaft

Innerhalb des Geltungsbereichs befindet 
sich kein Wald. Eine Umwandlungsgeneh-
migung nach § 14 LWaldG ist somit nicht 
erforderlich. 

Westlich und nordwestlich des Geltungsbe-
reichs grenzt Wald an. Wegen der Gefahr 
umstürzender Bäume und des Übergreifens 
von Bränden ist das zu nahe Heranrücken 
einer Bebauung an bereits vorhandenen 
Wald zu vermeiden. Rechtsgrundlage hierzu 
bildet § 3 Abs. 1 LBauO: „Bauliche Anlagen 
sowie andere Anlagen und Einrichtungen 
im Sinne § 1 Abs. 1 Satz 1 LBauO sind so 
anzuordnen, zu errichten, zu ändern und in-
stand zu halten, dass sie die öffentliche Si-
cherheit oder Ordnung sowie die natürli-
chen Lebensgrundlagen nicht gefährden.“ 

Nach sachverständigen Erfahrungen ist ein 
Mindestabstand von 25 – 35 m anzuneh-
men.

Da der Gebäudeabstand von ca. 30 Meter 
nicht einzuhalten ist, müssen aus Gründen 
der Verkehrssicherheit die Bäume zurückge-
nommen werden. Aufgrund des öffentli-
chen Interesses an der Erweiterung des 
Hospiz stimmt das Forstamt der Zurücknah-
me des Waldes auf seiner Fläche zu. 

Ohne Umwandlungsgenehmigung muss die 
Fläche, in der Bäume zurückgenommen 
werden, Wald bleiben. Im vorliegenden Fall 
wird auf zwei Parzellen ein Waldrand mit 
niedrigwüchsigen Gehölzen gestaltet. Das 
Flurstück 1792/2 ist im Eigentum von Lan-
desforsten. Für die Zurücknahme des Wal-
des und die Neubepflanzung ist eine Ent-
schädigung bzw. Kostenerstattung zu zah-
len. Dies ist außerhalb des vorliegenden 
Satzungsverfahrens vertraglich zu regeln. 

Im Norden des Geltungsbereichs wurde der 
Wald bei der Errichtung des bestehenden 
Hospiz bereits zurückgenommen. Die Flä-
che wurde mit heimischen Sträuchern be-
pflanzt. Die Verkehrssicherheit ist somit ge-
währleistet und der Waldabstand kann hier 
auf die Gebäudefront des Altbestands redu-
ziert werden.

Auswirkungen der Satzung, Abwägung
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Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs

Belange des Verkehrs werden durch die Pla-
nung nicht erheblich betroffen. Die erfor-
derlichen Stellplätze werden im Rahmen der 
Baumaßnahmen hergestellt.

Der neu entstehende Verkehr beschränkt 
sich in erster Linie auf Besucherverkehr so-
wie Mitarbeiter- und Lieferverkehr. Der ru-
hende Verkehr wird über den erforderlichen 
Stellplatznachweis vollständig auf den 
Grundstücken geordnet.

Die gebietsinterne Erschließung erfolgt über 
eine verkehrsberuhigte Stichstraße. Die 
Straße ist entsprechend ihrer Zweckbestim-
mungen (Privatweg) ausreichend dimensio-
niert.

Auswirkungen auf die Ver- und Ent-
sorgung

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den durch die vorliegende Planung nicht 
beeinträchtigt.

Das Plangebiet kann problemlos an die vor-
handene Ver- und Entsorgungsinfrastruktur 
in der direkt angrenzenden Umgebung an-
geschlossen werden.

Auswirkungen auf die Belange des 
Klimaschutzes

Auswirkungen auf die Belange des Klima-
schutzes können aufgrund des geringen 
Flächenumfangs ausgeschlossen werden.

Die geplanten Nutzung bringt zwar auch 
einen gewissen Grad an Überbauung mit 
sich, allerdings kann angesichts der zu er-
wartenden Freiflächengestaltung von einem 
geringen Versiegelungsgrad ausgegangen 
werden. Abgesehen von potenziell eintre-
tenden sehr geringfügigen mikroklimati-
schen Veränderungen, können erhebliche 
negative Auswirkungen insgesamt ausge-
schlossen werden.

Darüber hinaus ist die Nutzung von Solar-
energie auf Dachflächen zulässig.

Auswirkungen auf die Belange des 
Hochwasserschutzes / Starkregen

Aufgrund der Lage des Plangebietes sind 
während der Baudurchführung und bis hin 
zur endgültigen Begrünung und Grund-
stücksgestaltung besondere Maßnahmen 
zur Abwehr von möglichen Überflutungen 
durch die Grundstückseigentümer zu be-
denken.

Den umliegenden Anliegern wird folglich 
kein zusätzliches Risiko durch unkontrollier-
te Überflutungen entstehen. Insofern kann 
davon ausgegangen werden, dass die Be-
lange des Hochwasserschutzes / Starkregen 
durch das Vorhaben nicht negativ beein-
trächtigt werden.

Auswirkungen auf alle sonstigen Be-
lange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
städtebaulichen Satzungen nach § 1 Abs. 6 
BauGB zu berücksichtigenden Belange wer-
den durch die Planung nicht berührt.

Auswirkungen der Planung auf die 
privaten Belange

Wie die vorangegangenen Ausführungen 
belegen, wird die Nutzbarkeit und der Wert 
der Grundstücke, auch der Grundstücke im 
Umfeld, nicht in einer Art und Weise einge-
schränkt, die dem Einzelnen unzumutbar 
ist. Es sind keine nachteiligen Auswirkun-
gen auf die angrenzende Nachbarschaft zu 
erwarten. Zum einen wird der festgesetzten 
Nutzungsart der Umgebung entsprochen. 
Zum anderen wurden entsprechende Fest-
setzungen getroffen, um das harmonische 
Einfügen in den Bestand zu sichern.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in die vorliegende Satzung eingestellt. 
In diesem Verfahren wurden insbesondere 
folgende Aspekte beachtet:

Argumente für die Verabschiedung 
der Satzung

•	 Einbeziehung einer integrierten Fläche 
in den Bebauungszusammenhang 
durch Anpassung einer bestehenden 
Ergänzungssatzung

•	 Schaffung der planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen für die Errichtung eines 
Erweiterungsbaus für das bestehende 
Hospiz

•	 Ergänzung des Siedlungsbestandes im 
Bereich der Nardinistraße

•	 Keine erheblich negativen Auswirkun-
gen auf umweltschützende Belange

•	 Keine erheblich negativen Auswirkun-
gen auf das Stadt- und Landschaftsbild

•	 Keine erheblich negativen Auswirkun-
gen auf die Belange der Forstwirtschaft 
bei Berücksichtigung des Umwand-
lungserfordernisses

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Verkehrs

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung

•	 Keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge

Argumente gegen die  
Verabschiedung der Satzung

Es liegen keine Argumente vor, die gegen 
die Planung sprechen.

Fazit

Im Rahmen der Aufstellung der Satzung 
wurden die zu beachtenden Belange in 
ihrer Gesamtheit untereinander und gegen-
einander abgewogen. Aufgrund der ge-
nannten Argumente, die für die Planung 
sprechen, kommt die Stadt Landstuhl zu 
dem Ergebnis, die Satzung an dem dafür 
vorgesehenen Standort zu realisieren.


